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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitslosengeld

Sperrzeit
Arbeitsablehnung
Versäumung des Rückrufs beim
Arbeitgeber zur Vereinbarung des
Vorstellungstermins
Zurechenbarkeit und Vorwerfbarkeit des
Verhaltens

Leitsätze Die Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung (§
144 Abs 1 Nr 2 SGB III) erfordert ein
vorwerfbares jedoch kein grob
fahrlässiges oder vorsätzliches Verhalten
des Arbeitslosen.

Normenkette SGB III § 144 Abs 1 Nr 2 F: 1997-03-24
BGB § 133

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AL 818/00
Datum 23.08.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 AL 3678/02
Datum 22.05.2003

3. Instanz

Datum 14.07.2004

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 22. Mai 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosengeld
(Alg) wegen Eintritts einer Sperrzeit.

Mit Schreiben vom 29. September 1999 unterbreitete das Arbeitsamt M. dem
KlÃ¤ger, dem es mit Wirkung ab 16. Mai 1999 Alg fÃ¼r eine Anspruchsdauer von
300 Tagen bewilligt hatte, ein Arbeitsangebot mit Rechtsfolgenbelehrung fÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit als Schlosser bei der S-GmbH. Der KlÃ¤ger vereinbarte mit diesem
Unternehmen telefonisch, sich am 8. Oktober 1999 zur Vereinbarung eines
Vorstellungstermins erneut in Verbindung zu setzen. Er meldete sich bei dem
Unternehmen jedoch nicht mehr. Dazu angehÃ¶rt lieÃ� sich der KlÃ¤ger
gegenÃ¼ber dem Arbeitsamt zunÃ¤chst dahin ein, das Arbeitsangebot sei ihm auf
Grund "vieler Bewerbungen und Vorstellungen entgangen". SpÃ¤ter prÃ¤zisierte der
KlÃ¤ger dies dahin, er habe seit Ende September 1999 gehÃ¤uft Stellenangebote
Ã¼ber das Arbeitsamt erhalten und obwohl von ihm in zahlreichen anderen FÃ¤llen
die Termine immer sofort notiert und VorstellungsgesprÃ¤che wahrgenommen
worden seien, habe er in diesem Falle Ã¼bersehen, den Termin vom 8. Oktober
1999 zu notieren; da er nicht vorsÃ¤tzlich gehandelt habe, sei es nicht sachgerecht,
eine Sperrzeit gegen ihn zu verhÃ¤ngen.

Die Beklagte hob mit Bescheid vom 9. Dezember 1999, bestÃ¤tigt durch
Widerspruchsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2000, die Bewilligung von Alg wegen Eintritts
einer Sperrzeit vom 25. November 1999 bis 16. Februar 2000 (zwÃ¶lf Wochen) auf
und forderte zu Unrecht gezahlte Leistungen in HÃ¶he von 302,10 DM zurÃ¼ck.

Das Sozialgericht (SG) hat die Bescheide der Beklagten aufgehoben (Urteil vom 23.
August 2002). Gegen das Urteil des SG hat die Beklagte Berufung eingelegt.
WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat die Beklagte im Wege des
Teilanerkenntnisses die angefochtenen Bescheide insoweit aufgehoben, als sie die
Bewilligung von Alg Ã¼ber den 31. Dezember 1999 hinaus aufgehoben hat; das
Teilanerkenntnis hat der KlÃ¤ger angenommen. Das Landessozialgericht (LSG) hat
das Urteil des SG abgeÃ¤ndert, die Klage abgewiesen und die Beklagte zur Tragung
von einem Viertel der auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in beiden
RechtszÃ¼gen verpflichtet (Urteil vom 22. Mai 2003). Zur BegrÃ¼ndung hat das
LSG ua ausgefÃ¼hrt: Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebungsentscheidung der
Beklagten sei Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) iVm 
Â§ 330 Abs 3 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III). Eine wesentliche Ã�nderung
sei dadurch eingetreten, dass der Alg-Anspruch wegen Eintritts einer Sperrzeit
geruht habe. Der KlÃ¤ger habe ein zumutbares Stellenangebot abgelehnt.
Sperrzeitbewehrt sei bereits die Ablehnung eines Angebots des Arbeitsamtes. Der
Arbeitslose, der auf ein Angebot Ã¼berhaupt nicht reagiere oder einen
Vorstellungstermin nicht wahrnehme, verwirkliche den Sperrzeittatbestand. Dem
stehe derjenige gleich, der sich â�� wie der KlÃ¤ger â�� ungenÃ¼gend um das
Angebot kÃ¼mmere. Entgegen der Auffassung des SG sei Vorsatz nicht
erforderlich. Das fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit maÃ�gebliche Ereignis sei der
Umstand, dass sich der KlÃ¤ger entgegen der Verabredung mit dem potentiellen
Arbeitgeber am 8. Oktober 1999 nicht mehr gemeldet habe; die Sperrzeit beginne

                               2 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html


 

also am 9. Oktober 1999 und erstrecke sich bis zum 31. Dezember 1999. Den
RÃ¼ckforderungsbetrag, der vom KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs 1 SGB X zu erstatten
sei, habe die Beklagte zutreffend errechnet.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger die Verletzung des Â§
144 SGB III. Die Nichtannahme einer angebotenen BeschÃ¤ftigung oder die
Behinderung des Zustandekommens eines VorstellungsgesprÃ¤chs setze ein
bewusstes und gewolltes Handeln voraus. Einfache FahrlÃ¤ssigkeit kÃ¶nne nicht zu
einer Sperrzeit fÃ¼hren. Das Belehrungsformular der Beklagten informiere den
Arbeitslosen auch nicht ausreichend Ã¼ber die schwerwiegenden Folgen der
Arbeitsablehnung.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 22. Mai 2003
abzuÃ¤ndern und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Mannheim
vom 23. August 2002 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt, die Revision des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Unbeachtlich sei, ob dem
KlÃ¤ger vorsÃ¤tzliches oder fahrlÃ¤ssiges Verhalten vorzuwerfen sei. Auch "leicht"
fahrlÃ¤ssiges Verhalten sei vorwerfbar. Der KlÃ¤ger sei auch ausreichend belehrt
worden; ein Hinweis auf eine bestimmte Verschuldensform sei nicht erforderlich.

II

Die Revision ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat zutreffend angenommen, dass die
Beklagte berechtigt war, die ursprÃ¼ngliche Leistungsbewilligung aufzuheben und
Ã¼berzahlte Leistungen zurÃ¼ckzufordern, da der Anspruch des KlÃ¤gers auf Alg in
der Zeit ab 9. Oktober 1999 wegen Eintritts einer Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen
geruht hat.

1. Zu entscheiden ist nur Ã¼ber den Bescheid vom 9. Dezember 1999 in der
Fassung des Widerspruchsbescheids vom 22. MÃ¤rz 2000, soweit damit die Alg-
Bewilligung fÃ¼r den Zeitraum 25. November 1999 bis 31. Dezember 1999
aufgehoben und ein Betrag von 302,10 DM zurÃ¼ckgefordert worden ist. Die
ursprÃ¼nglich darÃ¼ber hinausgehende Aufhebung der Leistungsbewilligung auch
fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar bis 16. Februar 2000 ist durch Teilanerkenntnis
beseitigt und der Rechtsstreit ist insoweit erledigt.

2. Die Beklagte war nach Â§ 48 Abs 1 SGB X berechtigt, die Alg-Bewilligung fÃ¼r die
Zeit vom 9. Oktober 1999 bis 31. Dezember 1999, also auch fÃ¼r die Zeit ab 25.
November 1999, aufzuheben.

a) Nach Â§ 48 Abs 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung aufzuheben,
soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Eine solche Ã�nderung ist
infolge des Eintritts einer am 9. Oktober 1999 beginnenden Sperrzeit von zwÃ¶lf
Wochen, in der der Anspruch auf Alg ruht, eingetreten.
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MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung, ob im vorliegenden Fall die Voraussetzungen
einer Sperrzeit vorliegen, ist Â§ 144 SGB III idF des ArbeitsfÃ¶rderungs-
Reformgesetzes (AFRG) vom 24. MÃ¤rz 1997, BGBl I 594. Nach Â§ 144 Abs 1 Nr 2
SGB III in der vorgenannten Fassung tritt eine Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen ein,
wenn der Arbeitslose trotz Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen eine vom Arbeitsamt
unter Benennung des Arbeitgebers und der Art der TÃ¤tigkeit angebotene
BeschÃ¤ftigung nicht angenommen oder nicht angetreten hat (Sperrzeit wegen
Arbeitsablehnung), ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen Grund zu haben.

Nach den unangegriffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG ist dem KlÃ¤ger
vom Arbeitsamt eine fÃ¼r ihn zumutbare BeschÃ¤ftigung bei der S-GmbH unter
Benennung der Art der TÃ¤tigkeit schriftlich angeboten worden. Das LSG hat auch
festgestellt, das Angebot habe eine zutreffende Rechtsfolgenbelehrung enthalten.
Das LSG hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, die vorbezeichneten
Tatsachen seien zwischen den Beteiligten nicht umstritten, weshalb weitere
AusfÃ¼hrungen nicht erforderlich seien. Mit seinem nunmehr erstmals in der
Revisionsinstanz vorgebrachten Einwand, das "Belehrungsformular" enthalte
mÃ¶glicherweise keine ausreichende Belehrung, kann der KlÃ¤ger deshalb nicht
durchdringen (vgl Urteil des Senats vom 3. Juni 2004, B 11 AL 71/03 R).

Der KlÃ¤ger hat das Arbeitsangebot abgelehnt. Eine Arbeitsablehnung iS des Â§ 144
Abs 1 Nr 2 SGB III kann sowohl gegenÃ¼ber dem Arbeitsamt als auch gegenÃ¼ber
dem Arbeitgeber zum Ausdruck gebracht werden, und zwar auch durch
schlÃ¼ssiges Verhalten (BSG 20. MÃ¤rz 1980, 7 RAr 4/79, DBlR Nr 2530 zu Â§ 119
AFG; BSG SozR 4-4100 Â§ 119 Nr 3 S 8). Nach den tatsÃ¤chlichen Feststellungen
des LSG hat der KlÃ¤ger der S-GmbH zugesagt, sich am 8. Oktober 1999 telefonisch
zur Vereinbarung eines VorstellungsgesprÃ¤chs zu melden, hat sich aber dann
entgegen dieser Zusage nicht mehr gemeldet. Wenn das LSG in diesem Verhalten
des KlÃ¤gers die schlÃ¼ssige Ablehnung des Arbeitsangebotes gesehen hat, so ist
dies rechtlich nicht zu beanstanden. Denn fÃ¼r die Auslegung einer konkludenten
WillenserklÃ¤rung ist gemÃ¤Ã� Â§ 133 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)
entscheidend, wie sie der ErklÃ¤rungsempfÃ¤nger â�� hier der potentielle
Arbeitgeber â�� nach Treu und Glauben verstehen musste (vgl Palandt, BGB, 63.
Aufl, Â§ 133 RdNr 11). Die Nichteinhaltung der Zusage, sich zwecks Vereinbarung
eines Vorstellungstermins zu melden, musste von der S-GmbH als Nichtinteresse an
der Arbeitsstelle und als sinngemÃ¤Ã� erklÃ¤rte Ablehnung des Arbeitsangebots
verstanden werden.

Der KlÃ¤ger hat den Tatbestand des Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III auch durch
vorwerfbares Verhalten verwirklicht. Dass ein solches Verhalten vorliegen muss,
folgt aus dem Sinn und dem Zweck der Sperrzeitregelung, die auf dem
Grundgedanken beruht, dass sich die Versichertengemeinschaft gegen RisikofÃ¤lle
wehren muss, deren Eintritt der Versicherte selbst zu vertreten hat oder an deren
Behebung er unbegrÃ¼ndet nicht mithilft (BSGE 49, 197, 199 = SozR 4100 Â§ 119
Nr 11 mwN; BSGE 71, 256, 261 = SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 7; BSG SozR 3-4100 Â§
119 Nr 11 S 49 und SozR 3-4300 Â§ 144 Nr 7 S 8). Die an den Sperrzeittatbestand
geknÃ¼pften Sanktionen erwiesen sich jedenfalls dann als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig,
wenn allein an einen objektiv vorliegenden Tatbestand angeknÃ¼pft wÃ¼rde. Nach
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den tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG war dem KlÃ¤ger seine Obliegenheit,
sich beim potentiellen Arbeitgeber zu melden und einen Vorstellungstermin zu
vereinbaren, bekannt. Die â�� jedenfalls leicht fahrlÃ¤ssige â�� Verletzung dieser
Pflicht ist ihm auch zum Vorwurf zu machen. GrÃ¼nde, die es entschuldigen
kÃ¶nnten, dass er den vereinbarten Anruf nicht getÃ¤tigt hat, sind nicht ersichtlich.
Das Vergessen der Verabredung entschuldigt ihn nicht.

Entgegen dem Vorbringen der Revision bedarf es fÃ¼r die Verwirklichung des
Sperrzeittatbestandes des Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III weder Vorsatzes noch grober
FahrlÃ¤ssigkeit. Die Auffassung, es sei Vorsatz erforderlich, lÃ¤sst sich
insbesondere nicht mit der ErwÃ¤gung begrÃ¼nden, die Nichtannahme einer
angebotenen BeschÃ¤ftigung oder die Behinderung des Zustandekommens eines
VorstellungsgesprÃ¤chs setze ein bewusstes und gewolltes Handeln voraus. Denn
eine konkludent zum Ausdruck gebrachte Ablehnung iS des Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB
III erfordert keineswegs ein vorsÃ¤tzliches Verhalten des Ablehnenden. Nach
herrschender Meinung in der zivilrechtlichen Lehre und nach der Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs (BGH) muss bei schlÃ¼ssigem Verhalten nicht einmal
zwingend ein ErklÃ¤rungsbewusstsein vorliegen; das "ErklÃ¤rungsrisiko" ist
vielmehr als Folge der Freiheit in der Wahl der ErklÃ¤rungshandlung dem
ErklÃ¤renden und nicht dem ErklÃ¤rungsempfÃ¤nger anzulasten (ua BGHZ 152, 63,
68 = NJW 2002, 3629 mwN; Palandt aaO vor Â§ 116 RdNr 17 mwN). Zu fordern ist
lediglich eine Zurechenbarkeit in dem Sinne, dass der Handelnde bzw
Unterlassende bei pflichtgemÃ¤Ã�er Sorgfalt erkennen konnte, dass sein Verhalten
als WillenserklÃ¤rung aufgefasst werden kÃ¶nnte (BGH aaO). Eine derartige
Zurechenbarkeit liegt im Falle des KlÃ¤gers vor. Der KlÃ¤ger kann sich fÃ¼r seinen
Rechtsstandpunkt auch nicht mit Erfolg auf Â§ 144 Abs 1 Nr 1 SGB III idF des AFRG
berufen, wonach in den FÃ¤llen der LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
der Arbeitslose vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig die Arbeitslosigkeit
herbeigefÃ¼hrt haben muss. Diese Regelung ist nach dem insoweit eindeutigen
Gesetzeswortlaut in FÃ¤llen des Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III nicht anwendbar. Soweit
der Senat in einem anderen Zusammenhang zu dem Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III
vergleichbaren Â§ 119 Abs 1 Nr 2 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz ausgefÃ¼hrt hat, die
Verwirklichung dieses Sperrzeittatbestandes setze vorsÃ¤tzliches Verhalten voraus
(vgl SozR 3-4100 Â§ 119a Nr 1 S 4), hÃ¤lt er an dieser seinerzeit nicht
entscheidungserheblichen Aussage nicht fest. Nicht einschlÃ¤gig ist, wovon das LSG
zutreffend ausgegangen ist, der seit 1. Januar 2002 durch das Job-AQTIV-Gesetz
vom 10. Dezember 2001, BGBl I 3443, in Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III eingefÃ¼gte
Tatbestand des Verhinderns der Anbahnung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
bzw des Zustandekommens eines VorstellungsgesprÃ¤ches. Denn Â§ 144 Abs 1 Nr
2 SGB III idF des Job-AQTIV-Gesetzes, der im Ã�brigen unabhÃ¤ngig von dem neu
geschaffenen Tatbestand weiterhin bei Nichtannahme eines Arbeitsangebotes den
Eintritt einer Sperrzeit vorsieht, ist im vorliegenden Fall nicht anwendbar.

Zu bejahen ist auch der kausale Zusammenhang zwischen dem Verhalten des
KlÃ¤gers und der VerlÃ¤ngerung der Dauer der Arbeitslosigkeit (vgl etwa BSGE 49,
197, 200 = SozR 4100 Â§ 119 Nr 11). Dies bedeutet allerdings nicht, dass das
Arbeitsamt einen KausalitÃ¤tsnachweis dahingehend fÃ¼hren mÃ¼sste, der
Arbeitgeber hÃ¤tte den Arbeitslosen bei ErfÃ¼llung des von ihm geforderten
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Verhaltens auch tatsÃ¤chlich eingestellt; ausreichend ist grundsÃ¤tzlich, dass der
Arbeitslose nach seinen Vorkenntnissen fÃ¼r die angebotene Arbeit in Betracht
kommt (vgl BSG SozR 4-4100 Â§ 119 Nr 3 S 9; Voelzke in Kasseler Handbuch des
ArbeitsfÃ¶rderungsrechts, Â§ 12 RdNr 320). Eine KausalitÃ¤t im letztgenannten Sinn
liegt nach den Feststellungen des LSG vor. FÃ¼r einen Ausnahmefall (Widerlegung
der Vermutung, dass der Arbeitgeber den Arbeitslosen eingestellt hÃ¤tte, vgl
Winkler in Gagel, SGB III, Â§ 144 RdNr 153; Voelzke aaO RdNr 321) bieten die
tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG keinen Anhalt.

Da auch keine Anhaltspunkte fÃ¼r die Annahme ersichtlich sind, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne sich fÃ¼r sein Verhalten auf einen wichtigen Grund iS des Â§ 144 Abs 1
SGB III idF des AFRG berufen, ist somit eine Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen
eingetreten. Das LSG hat zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass sperrzeitbegrÃ¼ndendes
Ereignis das Unterlassen des KlÃ¤gers ist, sich zum vereinbarten Zeitpunkt am 8.
Oktober 1999 beim potentiellen Arbeitgeber telefonisch zu melden. Die Sperrzeit
hat deshalb am 9. Oktober 1999 begonnen (Â§ 144 Abs 2 Satz 1 SGB III); ab diesem
Tag hat der Alg-Anspruch fÃ¼r zwÃ¶lf Wochen, also bis 31. Dezember 1999 geruht
(Â§ 144 Abs 2 Satz 2 SGB III).

b) Der angefochtene Bescheid vom 9. Dezember 1999 ist auch rechtmÃ¤Ã�ig,
soweit er eine (teilweise) Aufhebung der ursprÃ¼nglichen Alg-Bewilligung fÃ¼r die
Vergangenheit â�� ab 25. November 1999 â�� enthÃ¤lt. Nach Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr
4 SGB X iVm Â§ 330 Abs 3 SGB III ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung vom
Zeitpunkt der wesentlichen Ã�nderung an aufzuheben, soweit der Betroffene
wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch
(ua) kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen ist. Den AusfÃ¼hrungen des LSG, das ua
auf die Einlassung des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber dem Arbeitsamt und auch auf die
genannten Voraussetzungen des Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X hingewiesen hat, ist
zu entnehmen, dass es von der Kenntnis des KlÃ¤gers oder zumindest der auf einer
schwerwiegenden Sorgfaltsverletzung beruhenden Unkenntnis vom Ruhen des
Anspruchs wegen Eintritts einer Sperrzeit ausgegangen ist. Dies ist nicht zu
beanstanden.

3. Das LSG hat zutreffend die RechtmÃ¤Ã�igkeit der RÃ¼ckforderung des zu
Unrecht geleisteten Alg in HÃ¶he von 302,10 DM bestÃ¤tigt. Die
RÃ¼ckerstattungspflicht des KlÃ¤gers folgt aus Â§ 50 Abs 1 Satz 1 SGB X. Aus den
beigezogenen Akten der Beklagten, auf deren Inhalt das LSG im Tatbestand des
angefochtenen Urteils Bezug genommen hat, ergibt sich, dass die Beklagte an den
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 30. November 1999 Alg in HÃ¶he von 1.510,50 DM
gezahlt hat; fÃ¼r die sechs Tage ab 25. November 1999 errechnet sich somit ein
Teilbetrag von 302,10 DM (vgl Â§ 339 Satz 1 SGB III).

4. Unter BerÃ¼cksichtigung des von der Beklagten abgegebenen
Teilanerkenntnisses ist nicht zu beanstanden, dass das LSG die Beklagte
verpflichtet hat, dem KlÃ¤ger ein Viertel der auÃ�ergerichtlichen Kosten in den
Tatsacheninstanzen zu erstatten.
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Die Kostenentscheidung des Senats beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz.

Erstellt am: 17.11.2004

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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